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in dem Rechtsstreit
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Prozeßbevollmächtigtezn ............................

g e g e n
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Beklagter und Revisionskläger.

Der 8a Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27. November 1980

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten werden die Urteile

des Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom
12. Juli 1979 und des Sozialgerichts Mannheim vom
28. November 1978 aufgehoben.

Die Klage gegen den Bescheid des Beklagten vom
27. Juni 1977 wird abgewiesen.

Die Klage auf Feststellung eines Arbeitaunfalls

wird abgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des gesamtenRechtsstreits
sind nicht zu erstatten.
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Streitig ist, ob eine Fraktur der beiden oberen Vorder-

zähne des Klägers als Folge eines Arbeitsunfalles

(Schülerunfall) festzustellen ist und der Beklagte dem

Kläger die dafür notwendig gewordenen zahnärztlichen

Behandlungskosten zu erstatten hat.

Der am 9. November 1962 geborene Kläger war Schüler des

staatlich anerkannten Privat—Gymnasiums "I S ",

einer Internatsschule für Jungen, in S /B -

; er wohnte im Internet. Am 26. März 197h gegen
1ü.10 Uhr hielt er sich während der Freizeit nach dem

Mittagessen und vor der Hausaufgabenzeit in seinem Klassen-

zimmer der Schule auf, in das ein älterer Mitschüler ein-

dringen wollte. Der Kläger versuchte diesen daran zu
hindern, indem er die Klassenzimmertür zuhielt, was je-

doch mißlang, da der körperlich stärkere Mitschüler die

Tür mit solchem Schwung aufriß, daß die Türklinke den

Kläger am Kopf traf. Hierdurch erlitt er eine Platzwunde

an den Lippen und Frakturen an den beiden oberen Vorder—

zähnen, weswegen er zahnärztlich behandelt werden mußte.

Den Eltern des Klägers entstanden hierfür Aufwendungen

von 570‚—— DM.

Der Beklagte lehnte es gegenüber dem Kläger ab, ihm die

durch die Unfallfolgen entstandenen Kosten zu erstatten,
weil sich der Unfall während der Freizeit ereignet habe

und deshalb kein entschädigungspflichtiger Schulunfall sei

(Bescheid vom 27. Juni 1977).

Das Sozialgericht (SG) hat diesen Bescheid aufgehoben,

festgestellt, daß die Fraktur der beiden oberen Vorderzähne

Folge des Arbeitsunfalles sei und den Beklagten verurteilt,
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dem Kläger die dafür behandlungsnotwendigen Kosten zu er—

statten (Urteil vom 28. November 1978). Lediglich in den

Gründen hat es erwähnt, daß ab 1. Januar 1978 ein Anspruch

auf Verzinsung der Geldleistung bestehe.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die zugelassene Be-

rufung des Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom 12.Juli 1979L

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte eine Ver-

letzung formellen und materiellen Rechts, insbesondere der

@@103, 106, 128 Sozialgerichtsgesetz (SGG), 559 Abs 1
Nr 1Qb, 5h7, 5u8‚ 557 Abs 1 Nr 1, 655 Abs 2 Nr 5 Reichs-

versicherungsordnung (RVG).

Der Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und

die Klage abzuweisen,

hilfsweise:

die Sache an das LSG zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind damit einverstanden, daß der Senat

durch Urteil ohne mündliche Verhandlung entscheidet

(5 12a Abs 2 sec).

II

Die Revision des Beklagten ist begründet. Die Urteile des
LSG und des SG sind aufzuheben. Die verbundene Anfechtungs-
und Leistungsklage sowie die Feststellungsklage sind ab-
zuweisen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..4-

Entgegen der Auffassung der Vorderrichter konnte das ge-

samte Begehren des Klägers keinen Erfolg haben. Die

Vorderrichter haben zu Unrecht beiden Klagen stattge—

geben, nämlich der gegen den Bescheid der Beklagten vom

27. Juni 1977 und auf Zahlung von 570,-— DM gerichteten

verbundenen Anfechtungs— und Leistungsklage (5 5h Abs 1
und u SGG) und der Klage, festzustellen, daß die erlittene
Fraktur der beiden oberen Vorderzähne Folge des Unfalles

vom 26. März 197b ist°

Soweit der Kläger mit der verbundenen Anfechtungs— und

Leistungsklage zunächst den Bescheid des Beklagten vom

27. Juni 1977 aufgehoben wissen will und sodann erstrebt,

daß der Beklagte verurteilt wird, an ihn 570‚—- DM zu
zahlen, ist diese Klage unbegründet° Der angefochtene Be-

scheid ist nämlich, wenn auch nicht in der Begründung, so

doch — was allein entscheidend ist — im Ergebnis recht—

mäßig. Mit diesem Bescheid hatte es der Beklagte gegen-

über dem Kläger, der damals minderjährig und deshalb

rechtsgemäß von seinem Vater gesetzlich vertreten wurde,

abgelehnt, diesen zu entschädigen. Er hatte einen Schul—

unfall verneint, da kein "innerer Zusammenhang zu der

schulischen Veranstaltung" bestanden habe und seine Ab-

lehnung in folgendem Schlußsatz zusammengefaßts “Die ent-

standenen zahnärztlichen Behandlungskosten können aus
diesem Grunde von uns nicht übernommen werden". Damit
hatte er letztlich, wenn auch rechtlich unzulänglich

begründet, einen Anspruch des Klägers abgelehnt, ihm

570,-— DM für die Aufwendungen der zahnärztlichen Be—
handlung aus Anlaß des schädigenden Ereignisses zu er-

statten° Da die zahnärztliche Behandlung des Klägers be-
reits abgeschlossen war, hatte der Beklagte nicht über den'
sonst im Unfallentschädigungsrecht im Vordergrund der

Sachleistungen stehenden Anspruch auf Heilbehandlung

(55 547, 556 Abs 1 Nr 1, 557 Abs 1, 2 avo) zu entscheiden,
sondern über den hier allein der Natur der Sache nach in

Betracht kommenden Erstattungsanspruch. Dazu war nicht
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zu entscheiden, was der Beklagte und die Vorinstanzen

nicht erkannt haben, ob der Kläger einen entschädigungs-

pflichtigen Schulunfall erlitten hat. Vielmehr hätte sich

die Erkenntnis aufdrängen müssen, daß der damals minder-

jährige Kläger keinen eigenen Anspruch darauf hatte, daß

ihm der Beklagte die für die zahnärztliche Behandlung auf—

gewendeten 570,——DMerstatte. Dieser Anspruch hätte nur
den Eltern zustehen können. Sie hatten aufgrund ihrer elter-

lichen Unterhaltspflicht nach dem Unfall — der behandelnde

Zahnarzt erkannte dies, indem er seine spätere Honorar—

rechnung an die Mutter des Klägers richtete — den Kläger

unverzüglich der sachlich gebotenen zahnärztlichen Be—

handlung zugeführt und hierfür 570,-— DM aufgewendet
(@@1601, 1602, 1610 Abs 1, 2 BGB). Die Eltern hat der
Beklagte aber mit dem streitigen Bescheid nicht be—
schieden.

Wenn auch wegen des im Ergebnis richtigen und daher nicht

rechtswidrigen Bescheids die verbundene Anfechtungs- und
Leistungsklage erfolglos bleiben mußte, ist die Fest—

stellungsklage jedenfalls zulässig. Es kann offen bleiben,

ob für die Feststellungsklage in den Vorinstanzen das Fest-

-stellungsbedürfnis wegen der gleichzeitig erhobenen ver-
bundenen Anfechtungs- und Leistungsklage angenommen werden
dufte. Dem Kläger ist aber Jedenfalls Jetzt ein Interesse
daran, daß die erlittene Fraktur der beiden oberen Vorder—

zähne Folge des Arbeitsunfalls vom 26. März 197h ist, zu—
zuerkennen (5 55 Abs 1 Nr 3 SGG). Dies ist insbesondere für

etwaige [Spätfolgen des Unfalls bedeutsam.

Die damit zwar zulässige Feststellungsklage ist jedoch un-
begründet. Der Unfall ist nämlich kein Arbeitsunfall. Nach

5 548 Abs 1 Satz 1 RVG, der den Begriff des Arbeitsunfalls
nur unscharf beschreibt und, wie der Senat bereits ausge-

5prochen hat (BSGE h8, 22h, 225 f), sachlich zutreffender
als "Unfall, den ein Versicherter infolge einer - nach

55 559, 5ü0 und 5a; bis 545 EVO-versicherten Beschäftigung
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oder Tätigkeit (5 7 SGB1v) erleidet und der zu einem Ge—
sundheitsschaden oder zum Tode führt", zu definieren ist,

verlangt als erstes Merkmal einen Unfall und als zweites

Merkmal, daß jemand nach 55 539, 540 und 5h3 bis 5h5 RVO

in der gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist. Der

Kläger konnte nach @539 Abs 1 Nr 14 Buchst b RVG, wonach
Schüler während des Besuchs allgemeinbildender Schulen ver-
sichert sind, versichert gewesen sein. Die vom Kläger be-

suchte Schule ist eine allgemeinbiidende Schule. Sie ist
eine Einrichtung, die wegen des dort erteilten Unterrichts

von Schülern besucht wird (BSGE 35, 207, 209 = SozR Nr 57

zu 5 559 RVG; esse A1, 1A9, 151 = SozR 2200 5 559 Nr 16).
Versichert ist ein Schüler nicht nur während des Unterrichts

und der Schulpausen, sondern auch während aller Schulveran-

staltungen. Bestimmend dafür, ob eine Veranstaltung Schul-

veranstaltung ist, ist, daß sie (noch) in die Verantwortung
der Schule fällt. Es muß jeweils eine unmittelbare zeit-

liche und räumliche Beziehung zur Schule, zum Unterrichts-
ort oder der Schulveranstaltung bestehen (BSGE h1, 1h9, 151

= SozR 2200 @ 539 Nr 16), die aber zB bei privatem Nach-
hilfeunterricht (BSG, Urteil vom 27. Januar 1976

- 8 RU 11h/75 -) und bei Hausaufgaben (BSG SozR 2200
@ 5ü9 Nr 2) fehlt. '

Der Kläger verunglückte gegen 1A.10 Uhr, zwar in einem
Klassenzimmer seiner Schule, jedoch nicht während des Unter-
richts, einer Schulpause oder einer Schulveranstaltung. Der

Schulunterricht war seit 13.00 Uhr beendet. Der Kläger hielt

sich in dem Klassenzimmer ohne irgendeinen schulbedingten
Grund auf, der zB darin hätte bestehen können, daß ihn ein

Lehrer angewiesen hätte, sich zur Unglückszeit in dem
Klassenraum aufzuhalten. Eine andere Beurteilung ergibt sich

auch nicht dadurch, daß der Kläger Internatsschüler war und
das Internat, in dem er lebte und wohnte, räumlich im selben

Gebäude untergebracht war. Es mag sein, daß ein Internats-
aufenthalt eines Schülers auch dessen Erziehung dient. Indes
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erstreckt sich die gesetzliche Unfallversicherung nicht auch

auf diese Art von Erziehung. Sie bezieht sich vielmehr kraft

Gesetzes auf den Besuch allgemeinbildender Schulen. Ein

Internat ist aber nicht einer allgemeinbildenden Schule

gleichzuachten. Der Kläger als Internatsschüler muß sich
also genauso behandeln lassen wie ein Externer, der außer-

halb des Unterrichts, einer Schulpause oder einer Schulver—
anstaltung, das Klassenzimmer aufsucht und dann verunglückt.

Offen bleiben kann, ob der Kläger zu seinen Gunsten sich

darauf berufen konnte, der Unfall habe sich wegen seines
kindlichen und daher nicht hinreichend beherrschten Spiel-

triebs ereignet. Dies könnte nur dann berücksichtigt werden,

_
wenn sich der Unfall "während des Besuchs allgemeinbildender

Schulen" (@ 539 Abs 1 Nr 14 Buchst b RVO) ereignet hätte.
Dies war aber gerade nicht der Fall.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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